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Bad Salzuflen 
 
165 13. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 

2009/14 am 25.05.2011 
 
Am Mittwoch, dem 25.05.2011, um 17.00 Uhr findet im 
großen Sitzungssaal des Rathauses die 13. Sitzung des 
Rates der Stadt Bad Salzuflen in der Wahlperiode 
2009/2014 statt.  
 
Tagesordnung: 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1. Einwohnerfragestunde 
 Anfragen sind bis Montag, den 23.05.2011 

schriftlich beim Bürgermeister einzureichen 
 
2. Niederschrift über die 12. Sitzung des Rates 

am 13.04.2011 - öffentlicher Teil – 
 
3. Mitteilungen des Bürgermeisters und  
 der Verwaltung sowie Beantwortung 
 schriftlicher Anfrage 
 
4. Bericht über laufende Beschlüsse 
 
5. Kastrationspflicht für Katzen 
 - Antrag der FWG-Fraktion – 
 
6. Bericht zur Haushaltsausführung 2011 mit 

dem Stand 31.03.2011 
 
7. Bericht zur Umsetzung der HSK-Maßnahmen 

zum 31.12.2010 
 
 
 
 
 
 
 

 
8. Initiierung eines Verfügungsfonds im Rah-

men des Stadtumbauprogramms „Aktive In-
nenstadt Bad Salzuflen“ 

 1. Vergaberichtlinie der Stadt Bad Salzuflen 
über die Gewährung von Zuwendungen für 
Maßnahmen zur Stärkung der Innenstadt 
(Verfügungsfonds)  

 2. Vergabegremium zum Verfügungsfonds 
 
9. Besetzung des Fachbeirates Stadtmarketing 
 
10. Ortsrecht 
 
10.1. Kurbeitrag - 1. Änderungssatzung 
 
10.2. Neue Stadtordnung 
 
11. Umbesetzung von Gremien 
 
12. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 
B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1. Niederschrift über die 12. Sitzung des Rates 

am 13.04.2011 - nichtöffentlicher Teil – 
 
2. Mitteilungen des Bürgermeisters und  
 der Verwaltung sowie Beantwortung 
 schriftlicher Anfragen 
 
3. Bericht über laufende Beschlüsse 
 
 
4. Überörtliche Prüfung der Haushalts- und 

Wirtschaftsführung der Stadt Bad Salzuflen 
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5. Wirtschaftliche Beteiligungen 
 
5.1. Übernahme einer Bürgschaft für die Staatsbad 

Salzuflen GmbH 
 
5.2. Konzessionen / Konsortialvereinbarung im Vor-

feld anstehender Gesellschaftsgründungen 
 
6. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 
Bad Salzuflen, den 11.05.2011 
 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 16.05.2011 
 
 
 
166 7. Satzung zur Änderung der Hauptsat-

zung vom 6. Mai 2011 
 
Präambel 
  
Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Art. II des Gesetzes vom 24.06.2008 (GV. NRW S. 514), in 
Kraft getreten am 16. Juli 2008, hat der Rat der Stadt Bad 
Salzuflen am 13.04.2011 folgende 7. Satzung zur Ände-
rung der Hauptsatzung beschlossen: 
 
§ 1 
 
§ 11 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 

§ 11 
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeld, 

Verdienstausfallersatz 
 

(4) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls. Der Verdienstausfall 
wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen 
Arbeitszeit berechnet, wobei die letzte angefangene 
Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt 
abgegolten:  

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen 

Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersicht-
lich keinen finanziellen Nachteil erlitten haben. Der 
Regelstundensatz wird auf 12,50 € festgesetzt.  

 
b) Nichtselbständigen wird im Einzelfall der den Re-

gelstundensatz übersteigende Verdienstausfall 
gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vor-
lage einer Bescheinigung des Arbeitgebers, er-
setzt. 

 
c) Selbständige können eine besondere Ver-

dienstausfallpauschale je Stunde erhalten, sofern 
sie einen den Regelsatz übersteigenden Ver-
dienstausfall glaubhaft machen. Die Glaubhaftma-
chung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung ü-
ber die Höhe des Einkommens, in der die Richtig-
keit der gemachten Angaben versichert wird.  

 
 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei 

Personen führen und nicht oder weniger als 20 
Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für 
die Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit vom 
Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf 
Antrag werden statt des Regelstundensatzes die 
notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haus-
halt ersetzt.  

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außer-

halb der regelmäßigen Arbeitszeit auf Grund der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt 
notwendig werden, werden auf Antrag in Höhe der 
nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreu-
ungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, 
besondere Umstände des Einzelfalls werden 
glaubhaft nachgewiesen.  

 
f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den 

Betrag von 40,00 € je Stunde überschreiten. 
 
g) Der Beantragungszeitraum für den Ersatz von 

Verdienstausfall endet für Rats- und Ausschuss-
mitglieder und sachkundige Bürger täglich um 19 
Uhr. Diese Beschränkung des Verdienstausfalls 
auf 19.00 Uhr gilt nicht bei Einkünften aus un-
selbstständiger Tätigkeit. 

 
§ 2 

 
Die Änderungssatzung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 7. Satzung zur Änderung der Hauptsat-
zung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 6. Mai 2011 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 16.05.2011 
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Stadt Detmold 
 
167 Offenlegung des Entwurfs des vorhabenbezo-

genen Bebauungsplanes 01-30/09 „Kinocenter 
Hasselter Platz“ Ortsteil: Detmold Nord 
Plangebiet: Hasselter Platz am Arbeits- und 
Sozialgericht zwischen Richthofenstraße und 
Blomberger Straße 

 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

24.05.2011 bis einschließlich 24.06.2011 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planunterlage 
vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt Det-
mold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwicklung, 
Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Niederschrift 
im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-Brune-
Haus, Zimmer 121, Hintergebäude, Rosental 21, vorge-
bracht werden. Darüber hinaus besteht auch die Möglich-
keit, Stellungnahmen in elektronischer Form über die Inter-
netseite der Stadt Detmold www.detmold.de, Rubrik „Pla-
nen - Bauen“, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren gem. § 13a 
BauGB wird von einer Umweltprüfung abgesehen. 
 
Detmold, 12.05.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 16.05.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
168 9. Sitzung des Rates der Stadt Horn-Bad Mein-

berg in der Wahlperiode 2009/2014 am 
19.05.2011 

 
Die 9. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2009/2014 
findet am 
 
Donnerstag, den 19.05.2011 um 18:00 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 

 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der 

in der nichtöffentlichen Sitzung des Rates 
am 03.03.2011 gefassten Beschlüsse 

 
2 Bürgerhaushalt 
 
3 Antrag der SPD-Fraktion bezüglich eines 

Skulpturenpfades 
 
4 Antrag der SPD-Fraktion bezüglich des 

Kreisels an der Nordstraße im Stadtteil Horn 
 
5 Haushaltssatzung 2011 
 
 
6 Satzung über die Verlängerung der Verände-

rungssperre für das Gebiet des geplanten 
Bebauungsplanes M 24 "Nördlich und süd-
lich der Pyrmonter Straße" im Stt. Bad Mein-
berg 

 
7 Vermögensplan 2011 für den Betriebszweig 

Abwasserbeseitigung 
Änderung 

 
8 Anfrage der CDU-Fraktion bezüglich der 

Hinweisschilder auf den historischen Stadt-
kern 

 
9 Anregungen und Beschwerden 
 
10 Einwohnerfragestunde 
 
11 Anfragen / Mitteilungen 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
12 Anfragen / Mitteilungen 
 
Horn-Bad Meinberg, den 11.05.2011 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 16.05.2011 
 
 
 
 
 

 

Stadt Lügde 
 
169 2. Satzung zur Änderung der Hundesteuersat-

zung der Stadt Lügde vom 11.05.2011 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen - GO NRW - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV 
NRW 2023) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen -KAG - vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 
/ SGV NRW610) in den jeweils geltenden Fassungen hat 
der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung vom 09.05.2011 
folgende Änderung zur Hundesteuersatzung vom 
07.11.2001 beschlossen. 
 
§ 2 erhält folgende neue Fassung: 
 
§ 2 
 
Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter 
oder mehreren Personen gemeinsam  
a) nur ein Hund gehalten wird 69,00 EUR,  
b) zwei Hunde gehalten werden 99,00 EUR je Hund,  
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 120,00  EUR je 

Hund.  
 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, 
werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht 
berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach 
§ 4 gewährt wird, werden mitgezählt.  
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.07.2011 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordung: 
 
Die vorstehende Änderung zur Hundesteuersatzung wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Lügde, den 11. 05. 2011 
 
 
Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 16.05.2011 
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170 1. Satzung zur Änderung der Vergnügungs-

steuersatzung der Stadt Lügde vom 11.05.2011 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen - GO NRW - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV 
NRW 2023) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen -KAG - vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 
/ SGV NRW610) in den jeweils geltenden Fassungen hat 
der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung vom 09.05.2011 
folgende Änderung zur Vergnügungssteuersatzung vom 
29.05.2006 beschlossen. 
 
§ 10 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
§ 10 Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der 
Apparate  
 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Ge-
schicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten 
bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach 
dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne Gewinnmög-
lichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis ist der Betrag 
der elektronisch gezählten Brutto-Kasse. Dieser errechnet 
sich aus der elektronisch gezählten Kasse zzgl. Röhren-
entnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich Röhrenauffüllung, 
Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. 
 
Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalen-
dermonat bei der Aufstellung  
 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 5 

a)) 
  
- Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 14 v.H. des Ein-

spielergebnisses  
- Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 42 Euro 
  
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5 b) 

bei 
  
- Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 14 v.H. des Einspiel-

ergebnisses  
- Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35 Euro 
  
3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten 

(§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, 
  
- mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder 

Tiere dargestellt werden,  
- oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des 

Krieges,  
- oder pornographische und die Würde des Menschen 

verletzende Praktiken zum Gegenstand haben 280,00 
Euro. 

 
§ 11 Abs. 1 bis 3 erhält folgende neue Fassung: 
 
§ 11 Abweichende Besteuerung  
 
(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspielergeb-
nisse nicht durch Ausdrucke manipulationssicherer elektro-
nischer Zählwerke nachgewiesen und belegt werden kann, 
kann bei den Besteuerungstatbeständen nach § 10 eine 
Besteuerung nach der Zahl der Apparate erfolgen. 
 
 

 
(2) Im Falle des Abs. 1 beträgt die Steuer je Kalendermo-
nat und Apparat  
 
für Apparate mit Gewinnmöglichkeit  
a) in Spielhallen 210 Euro,  
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten 70 Euro,  
 
(3) entfällt 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.07.2011 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Änderung zur Vergnügungssteuersatzung 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
d) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 11. 05. 2011 
 
 
Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 16.05.2011 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,26 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


